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Gesetzliche Grundlagen der Kindertagespflege  
 
1. Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) Kinder- und Jugendhilfe 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen  
(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) vom 10.06.2021  

 
§ 22  
Grundsätze der Förderung 

 
(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder 

ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden. Kindertagespflege wird von einer 
geeigneten Kindertagespflegeperson in ihrem Haushalt, im Haushalt des Erziehungsberech-
tigten oder in anderen geeigneten Räumen geleistet. Nutzen mehrere Kindertagespflege-
personen Räumlichkeiten gemeinsam, ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung je-
des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson zu gewährleisten. Eine 
gegenseitige kurzzeitige Vertretung der Kindertagespflegepersonen aus einem gewichtigen 
Grund steht dem nicht entgegen. Das Nähere über die Abgrenzung von Tageseinrichtungen 
und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. 
 

 (2)  Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen  
 

1.  die Entwicklung des Kindes zu einer selbstbestimmten eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern,  

2.  die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen,  
3.  den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung und familiäre Pflege bes-

ser miteinander vereinbaren zu können.  
Hierzu sollen sie die Erziehungsberechtigten einbeziehen und mit dem Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe und anderen Personen, Diensten oder Einrichtungen, die bei der Leis-
tungserbringung für das Kind tätig werden, zusammenarbeiten. Sofern Kinder mit und 
ohne Behinderung gemeinsam gefördert werden, arbeiten die Tageseinrichtungen für Kin-
der und Kindertagespflege und der Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit anderen betei-
ligten Rehabilitationsträgern zusammen. 
 
 

 (3)  Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht 
sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am 
Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssitua-
tion sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine 
ethnische Herkunft berücksichtigen.  
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§ 23  
Förderung in Kindertagespflege 

 
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die Vermittlung des 

Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflegeperson, soweit diese nicht von der erzie-
hungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und 
weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Kinderta-
gespflegeperson. 
 

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst: 
 

1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Kindertagespflegeperson für den Sachauf-
wand entstehen, 

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderleistung nach Maßgabe von Absatz 2a, 
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer angemessenen Un-

fallversicherung sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer 
angemessenen Alterssicherung der Kindertagespflegeperson und 

4. die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 

 
     (2a) Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 

festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. Der Betrag zur Anerkennung 
der Förderleistung der Kindertagespflegeperson ist leistungsgerecht auszugestalten. Dabei 
sind der zeitliche Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreu-
ten Kinder zu berücksichtigen. 

 

(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkom-
petenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und anderen Kinderta-
gespflegepersonen auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen 
über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, 
die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in andere Weise nachgewiesen haben. 

 

(4) Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in 
allen Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson ist 
rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen.  
 Zusammenschlüsse von Kindertagespflegepersonen sollen beraten, unterstützt und geför-
dert werden. 
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§ 24 
Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Tagespflege 
 

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder in   
Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1.  diese Leistung für seine Entwicklung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 
 

2.  die Erziehungsberechtigten 
 a)  einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit  

     suchend sind, 
 b)  sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
          Hochschulausbildung befinden oder 

c)  Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten. 
 

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person 
an die Stelle der Erziehungsberechtigten. Der Umfang der täglichen Förderung richtet 
sich nach dem individuellen Bedarf. 

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertages-
pflege. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf 
Förderung in einer Tageseinrichtung. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf 
hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen 
zur Verfügung steht. Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in Kinder-
tagespflege gefördert werden. 

(4) Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes Angebot in Tageseinrichtungen 
vorzuhalten. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend. 

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten Stellen sind ver-
pflichtet, Eltern oder Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 4 in Anspruch neh-
men wollen, über das Platzangebot im örtlichen Einzugsbereich und die pädagogische Kon-
zeption der Einrichtungen zu informieren und sie bei der Auswahl zu beraten. Landesrecht 
kann bestimmen, dass die erziehungsberechtigten Personen den zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe oder die beauftragte Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor 
der beabsichtigten Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis setzen. 

(6)  Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt. 
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§ 43 
Erlaubnis zur Kindertagespflege 

 
 (1)  Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haushalts des Erziehungs-be-

rechtigten während eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Ent-
gelt länger als drei Monate betreuen will, bedarf der Erlaubnis. 

 

 (2)  Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertagespflege geeignet ist. Geeig-
net im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die  

 

 1.  sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erzie-
hungsberechtigten und anderen Kindertagespflegepersonen auszeichnen und 

 2.  über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. 
 

 Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege 
verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewie-
sen haben. § 72a Absatz 1 und 5 gilt entsprechend. 

 
 (3)   Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kin-

dern. Im Einzelfall kann die Erlaubnis für eine geringere Zahl von Kindern erteilt werden. 
Landesrecht kann bestimmen, dass die Erlaubnis zur Betreuung von mehr als fünf gleichzei-
tig anwesenden, fremden Kindern erteilt werden kann, wenn die Person über eine pädago-
gische Ausbildung verfügt; in der Pflegestelle dürfen nicht mehr Kinder betreut werden als 
in einer vergleichbaren Gruppe einer Tageseinrichtung. Die Erlaubnis ist auf fünf Jahre be-
fristet. Sie kann mit einer Nebenbestimmung versehen werden. Die Kindertagespflegeper-
son hat den Träger der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereignisse zu unterrichten, 
die für die Betreuung des oder der Kinder bedeutsam sind. 

 

 (4)  Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in al-
len Fragen der Kindertagespflege einschließlich Fragen zur Sicherung des Kindeswohls und 
zum Schutz vor Gewalt. 

 

 (5)  Das Nähere regelt das Landesrecht. 
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§ 72a   
Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der 
Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen 
einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 184j, 
201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt 
worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in re-
gelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Ab-
satz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 

(3)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung 
keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 
1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen 
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, In-
tensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach 
Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dür-
fen. 

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten 
schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme 
in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

(5)  Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 
4 eingesehenen Daten nur folgende Daten erheben und speichern:  

(1) Den Umstand der Einsichtnahme 

(2) Das Datum des Führungszeugnisses und 

(3) Die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist.  

Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen die gespeicherten Daten nur 
verarbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person für die Tätigkeit, die 
Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, zu prüfen. Die Daten 

http://dejure.org/gesetze/StGB/171.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/174.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/174c.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/176.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/180a.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/181a.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/182.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/184f.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/225.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/232.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/233a.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/234.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/235.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/236.html
http://dejure.org/gesetze/BZRG/30.html
http://dejure.org/gesetze/BZRG/30a.html
http://dejure.org/dienste/internet?rechtliches.de/info_BZRG.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_VIII/54.html
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sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im 
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens sechs Monate nach der Be-
endigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 

 
§ 104  
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
 

1. ohne Erlaubnis nach § 43 Abs. 1 oder § 44 Abs. 1 Satz 1 ein Kind oder einen Jugendli-
chen betreut oder ihm Unterkunft gewährt, 

 

2. entgegen § 45 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 48a Abs. 1, ohne Erlaubnis eine 
Einrichtung oder eine sonstige Wohnform betreibt oder 

 

3. entgegen § 47 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erstattet oder eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht oder vorsätzlich oder fahrlässig seiner Verpflichtung zur Dokumentation oder 
Aufbewahrung derselben oder dem Nachweis der ordnungsgemäßen Buchführung auf 
entsprechendes Verlangen nicht nachkommt 

 

4. entgegen § 97a Abs. 4 vorsätzlich oder fahrlässig als Arbeitgeber eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1, 3 und 4 können mit einer Geldbuße bis zu 
fünfhundert Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzehntausend Euro geahndet werden. 

 
§ 105  
Strafvorschriften 

 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
 

1. eine in § 104 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnete Handlung begeht und dadurch leichtfertig ein 
Kind oder einen Jugendlichen in seiner körperlichen, geistigen oder sittlichen Entwicklung 
schwer gefährdet oder 

 

2. eine in § 104 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt. 
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2.   Bundeszentralregistergesetz 
 

§ 30a 
Antrag auf ein erweitertes Führungszeugnis 

(1) Einer Person wird auf Antrag ein erweitertes Führungszeugnis erteilt,  

 
 1.  wenn die Erteilung in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf diese Vor-

schrift vorgesehen ist oder 
 

2. wenn dieses Führungszeugnis benötigt wird für  
 

a)  die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72a des Achten Buches Sozialgesetz-
buch - Kinder- und Jugendhilfe -, 

b)  eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung 
oder Ausbildung Minderjähriger oder 

c)  eine Tätigkeit, die in einer Buchstabe b vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt 
zu Minderjährigen aufzunehmen. 

 
(2) Wer einen Antrag auf Erteilung eines erweiterten Führungszeugnisses stellt, hat eine 

schriftliche Aufforderung vorzulegen, in der die Person, die das erweiterte Führungszeugnis 
vom Antragsteller verlangt, bestätigt, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. 
Im Übrigen gilt § 30 entsprechend. 
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3. KiTaG - Kindertagesbetreuungsgesetz 
 
§ 1  
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen (Auszug) 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für Kindergärten, Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen, 

Kleinkindbetreuung (Betreuung in Kinderkrippen) und Kindertagespflege. 
 

(2) Kindertagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kindern durch geeignete Kinderta-
gespflegepersonen nach § 23 SGB VIII. Die Kindertagespflege wird im Haushalt der Kinder-
tagespflegeperson oder im Haushalt eines Personensorgeberechtigten geleistet. Sie kann 
auch in anderen geeigneten Räumen durchgeführt werden. In der Kindertagespflege dür-
fen nicht mehr als fünf fremde Kinder von einer Kindertagespflegeperson gleichzeitig be-
treut werden. Die Zahl der zu betreuenden Kinder kann in der nach § 43 SGB VIII zu ertei-
lender Erlaubnis zur Kindertagespflege eingeschränkt werden, wenn das Wohl der Kinder 
ansonsten nicht gewährleistet ist. Näheres regelt die Verwaltungsvorschrift des Ministeri-
ums für Arbeit und Soziales nach § 9 Abs. 1 Nr. 1. 

 
§ 2 a (Auszug) 
Förderauftrag und Qualität 

 
Die Qualität in der Kindertagespflege wird durch die Vermittlung von geeigneten Kindertages-
pflegepersonen gemäß § 23 Abs. 3 SGB VIII sichergestellt. 

 
§ 4  
Ärztliche Untersuchung 

 
Jedes Kind ist vor Aufnahme in eine Einrichtung oder Kindertagespflege ärztlich zu untersu-
chen. 
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4. Verwaltungsvorschrift des Ministeriums  
für Kultus, Jugend und Sport zur Kindertagespflege (Auszug) 

 

(VwV Kindertagespflege) vom 6. April 2021 – Az.: 31-6930.181/48–  
 

1. Begriffsbestimmung und Ausgestaltung der Kindertagespflege  
 

1.1  Kindertagespflege 
  

Kindertagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kindern durch geeignete Kinderta-
gespflegepersonen nach § 1 Abs. 7 des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG). Der Förde-
rungsauftrag umfasst nach § 22 Abs. 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Erzie-
hung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, kör-
perliche und geistige Entwicklung des Kindes. Dieser bezieht auch Kinder mit Behinderung 
und Kinder, die von Behinderung bedroht sind, ein. 

 

1.2  Zahl der betreuten Kinder, Betreuung in anderen Räumen  
 

a) Kindertagespflege wird im Haushalt der Kindertagespflegeperson, der Personensorge-
berechtigten oder in anderen geeigneten Räumen geleistet.   

  

b) Eine Kindertagespflegeperson darf nicht mehr als fünf fremde Kinder gleichzeitig be-
treuen. Die Zahl der höchst möglichen Betreuungsverhältnisse ist auf zehn Kinder je 
Kindertagespflegeperson begrenzt.  

  

c) Schließen sich mehrere Kindertagespflegepersonen zusammen, können insgesamt 
mehr als fünf fremde Kinder, höchstens jedoch neun Kinder gleichzeitig durch mehrere 
Kindertagespflegepersonen mit einer Pflegeerlaubnis nach § 43 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB VIII) betreut werden. Jede dieser Kindertagespflegepersonen be-
darf einer eigenständigen Erlaubnis zur Kindertagespflege. Ab dem achten zu betreu-
enden Kind muss eine Kindertagespflegeperson Fachkraft im Sinne des Kindertagesbe-
treuungsgesetzes oder eine mit 300 Unterrichtseinheiten qualifizierte Kindertagespfle-
geperson mit mindestens 5-jähriger praktischer Tätigkeit in der Kindertagespflege sein. 
Die Zahl der höchst möglichen Betreuungsverhältnisse je Zusammenschluss ist auf 15 
Kinder begrenzt. Nutzen mehrere Kindertagespflegepersonen Räumlichkeiten gemein-
sam, ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung jedes einzelnen Kindes zu einer 
bestimmten Kindertagespflegeperson zu gewährleisten.   

  
d) In der nach § 43 SGB VIII zu erteilender Erlaubnis zur Kindertagespflege können die 

Zahl der gleichzeitig betreuten Kinder und die Zahl der höchstmöglichen Betreuungs-
verhältnisse eingeschränkt werden, wenn das Wohl der betreuten Kinder nicht ge-
währleistet wäre.  
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Dies ist insbesondere der Fall, wenn  
  

- die Räume nur für die Betreuung einer geringeren Zahl von Kindern geeignet sind 
oder  

- die Kindertagespflegeperson nicht die in Nummer 1.3 genannte Mindestqualifika-
tion nachweisen kann  

 
 
1.3  Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen 

 

a) Für die Erteilung einer Pflegeerlaubnis müssen  
aa) Kenntnisse der deutschen Sprache mindestens auf dem Niveau B 2 des Gemein-

samen Europäischen Referenzrahmens nachgewiesen werden. Der Nachweis 
kann durch einen Bildungsabschluss, der mindestens dem Hauptschulabschluss 
entspricht oder durch ein Zertifikat, das aufgrund einer Überprüfung diese 
Sprachkenntnisse bestätigt, nachgewiesen werden.  

bb) der Besuch eines Erste-Hilfe-Kurses für Säuglinge und Kleinkinder nachgewiesen  
werden, der nicht mehr als zwei Jahre zurückliegt; dies gilt entspre-
chend für die Wiedererteilung einer Pflegeerlaubnis; der Kursbesuch 
kann auf die jährliche Fortbildungspflicht nach Buchstabe e) Satz 1 
angerechnet werden.   

 

b) Der Umfang der Grundqualifikation von Kindertagespflegepersonen, die erstmals für 
die Förderung von Kindern in Kindertagespflege zur Verfügung stehen, beträgt mindes-
tens 300 Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten, für Personen mit einschlägigen Aus- 
und Vorbildungen nach § 7 Absatz 2 KiTaG mindestens 50 Unterrichtseinheiten.   

  

Für Kindertagespflegepersonen, deren Qualifikation bis zum 31. Dezember 2022 er-
folgreich abgeschlossen wurde, beträgt die Qualifizierung mindestens 160 Unterrichts-
einheiten zu je 45 Minuten, für Personen mit besonderen einschlägigen Aus- und Vor-
bildungen nach § 7 Abs. 2 KiTaG mindestens 30 Unterrichtseinheiten.   

  

Personen mit besonderen einschlägigen Aus- und Vorbildungen nach § 7 Abs. 2 KiTaG, 
die mindestens 50 Unterrichtseinheiten absolviert haben, gelten auch für die Kinderta-
gespflege von mehreren Kindertagespflegepersonen in anderen geeigneten Räumen 
oder im Haushalt einer Kindertagespflegeperson (Nr. 1.2 c) als umfassend qualifiziert.  

  

Für die Wiedererteilung einer Pflegeerlaubnis ist der Nachweis eines vormals erworbe-
nen Qualifikationsniveaus, auf dessen Grundlage die Pflegeerlaubnis erteilt wurde, 
ausreichend (Vertrauensschutz).  
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c) Von der Grundqualifikation sind mindestens 50 Unterrichtseinheiten vor einer  
Vermittlung als Kindertagespflegeperson zu absolvieren. Die restlichen Unterrichtsein-
heiten werden praxisbegleitend absolviert und müssen innerhalb von drei Jahren 
durchgeführt worden sein.   

  
d) Die Qualifizierung erfolgt nach dem Qualifizierungskonzept für Kindertagespflegeper-

sonen in Baden-Württemberg, das vom Kommunalverband für Jugend und Soziales, 
Landesjugendamt zusammen mit dem Landesverband Kindertagespflege Baden-Würt-
temberg e.V. auf der Grundlage des kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuchs 
Kindertagespflege (QHB) des Deutschen Jugendinstitutes (DJI)" erstellt wurde, durch 
Qualifizierungskurse. Die erworbenen Fach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompeten-
zen werden in einem Kolloquium überprüft.   

 
e) Nach Abschluss der Qualifizierung sind praxisbegleitende Fortbildungsmaßnahmen im 

Umfang von 20 Unterrichtseinheiten pro Jahr zu absolvieren. Dabei sind zu den The-
men Kinderschutz, Kindeswohl und Kinderrechte mindestens 20 Unterrichtseinheiten 
innerhalb von 5 Jahren nachzuweisen. Die Fortbildungsmaßnahmen sind erstmals ab 
dem Kalenderjahr nach Abschluss der Qualifizierungsmaßnahme zu absolvieren, im 
Jahr 2021 jedoch nur 15 Unterrichtseinheiten (Übergangsregelung). Als Nachweis für 
die erfolgreiche Teilnahme an entsprechenden Qualifizierungskursen wird ein Zertifikat 
oder eine Teilnahmebescheinigung ausgestellt, woraus sich die Inhalte und der Umfang 
der absolvierten Qualifizierung ergeben. Veranstalter von Qualifizierungskursen im 
Sinne von Satz 1 sind die nach § 75 SGB VIII anerkannten Träger der freien Jugendhilfe, 
die örtlichen und überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie andere, vom 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe für insoweit geeignet gehaltene Einrich-
tungen und Vereinigungen.  

  
 

3.    Inkrafttreten 
 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 07. April 2021 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die VwV Kindertagespflege vom 6. März 2017 (K. u. U. S. 40, GABl. S)., 
die zuletzt durch Verwaltungsvorschrift vom 4. Dezember 2017 geändert wurde, außer 
Kraft   
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